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FDP fordert von Baerbock klare Haltung
zu Abschiebungen nach Afghanistan
FDP-Generalsekretär Djir-Sarai fordert die Grünen zur

Unterstützung von Abschiebungen nach Afghanistan und
Syrien auf.

Inmitten eines sich zuspitzenden politischen Debatten über die
Abschiebung von Ausländern hat die Diskussion um die
Rückführung schwerer Straftäter in Deutschland erneut an
Intensität gewonnen. Die Bundesregierung plant eine so
genannte Abschiebungsoffensive, die insbesondere die Rückkehr
von verurteilten Kriminellen nach Afghanistan und Syrien
fokussiert. Dies wird durch ein gewaltsames Verbrechen, das im
Mai 2023 in Mannheim stattfand, zusätzlich angeheizt. Ein
damals 29-jähriger Polizist starb zwei Tage nach einer
Messerattacke, was deutliche politische Reaktionen hervorrief.

Politische Spannungen verschärfen die
Situation

FDP-Generalsekretär Bijan Djir-Sarai hat die Grünen,
insbesondere Außenministerin Annalena Baerbock, scharf
kritisiert. Er fordert von ihnen, den Kurs der angekündigten
Abschiebungsmaßnahmen nicht zu blockieren. „Es sorgt für
Kopfschütteln in der Bevölkerung“, so Djir-Sarai, während er
betont, dass das Festhalten an einer strikten Abschiebepolitik
die Attraktivität von populistischen Forderungen verringern
könnte.

Herausforderungen und Bedenken



Die Situation wird komplizierter durch die Tatsache, dass
Deutschland keine diplomatischen Beziehungen zu den Taliban
in Afghanistan oder zur syrischen Regierung hat. Dies erschwert
die Organisation von Abschiebungen erheblich. Außenministerin
Baerbock äußerte jedoch Zweifel an der Umsetzbarkeit dieser
Rückführungen, ganz besonders in unsicheren Zeiten. Sie
warnte davor, Versprechen zu machen, die möglicherweise nicht
gehalten werden können, und hob die Unsicherheit als ein
zentrales Thema dieser Debatte hervor.

Relevanz der Abschiebungsdebatte

Die geplanten Abschiebungen sind Teil eines größeren Trends,
der nicht nur die Sicherheit in Deutschland, sondern auch die
Integrationsfähigkeit der Gesellschaft betrifft. Djir-Sarai
argumentiert, dass solche Maßnahmen die öffentlichen
Sozialsysteme entlasten und Deutschland insgesamt sicherer
machen würden. Er verweist auf ein Urteil des
Oberverwaltungsgerichts Münster, das besagt, dass für Zivilisten
in Syrien derzeit keine ernsthafte Bedrohung mehr bestehe, und
er sieht hierin eine Grundlage zur Fortführung von
Abschiebungen.

Statistische Betrachtungen

Um die Dimension der Thematik zu verdeutlichen, zeigen
aktuelle Zahlen, dass im Jahr 2022 insgesamt 16.430 Menschen
aus Deutschland abgeschoben wurden. Im ersten Quartal 2024
wurden bereits 4.791 Rückführungen vorgenommen, was auf
einen deutlichen Anstieg der Bemühungen um Abschiebungen
hindeutet.

Ein Ausblick auf die Zukunft

Die Situation ist vielschichtig und betrifft zentrale Themen der
politischen Agenda. Während die FDP Druck auf die Grünen
ausübt, stehen diese in der Verantwortung, die Bedenken der



Bevölkerung ernst zu nehmen. Die Debatte um Abschiebungen
wird weiterhin für politische Differenzen sorgen, die
weitreichende Auswirkungen auf das gesellschaftliche Klima in
Deutschland haben könnten. Es bleibt abzuwarten, wie die
politischen Akteure auf diese komplexen Herausforderungen
reagieren werden.
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